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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 12 KR 7/12 S 
 
L 4 KR 413/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 8 KR 91/11 (SG Aurich) 
 
 
 
…………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen, 
Hildesheimer Straße 273, 30519 Hannover, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Januar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie die Richter   Dr.  M e c k e    und   B e c k   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 9. Oktober 2012 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines anwaltlichen Bevollmächtigten zu gewähren, wird 

abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 9.10.2012 hat das LSG Niedersachsen-Bremen die Berufung des Klägers gegen 

den Gerichtsbescheid vom 10.7.2012 zurückgewiesen. Darin hat das SG die Wiederaufnahme 

verbundener und sodann als wegen Rücknahme der Klage erledigt behandelter Verfahren 

abgelehnt. Zur Begründung der Berufung hat der Kläger vorgetragen, "Eines GB hätte es nicht 

bedurft. Die Sache war eh erledigt". 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat der Kläger Beschwerde eingelegt 

und für das Verfahren über die Nichtzulassungsbeschwerde Prozesskostenhilfe (PKH) unter 

Beiordnung eines vom Gericht zu bestimmenden Rechtsanwalts beantragt. 

 

 

II 

 

1. Der Antrag des Klägers auf Gewährung von PKH zur Durchführung des Verfahrens der 

Nichtzulassungsbeschwerde gegen das LSG-Urteil vom 9.10.2012 ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann einem bedürftigen Beteiligten für das 

Beschwerdeverfahren vor dem BSG ua nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beigeord-

net werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, denn der Kläger kann nach der erkennbaren Sach- 

und Rechtslage aller Voraussicht nach mit seinem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen. Die Würdigung des Vorbringens des Klägers in seinen Schreiben vom 3.11.2012, 

10.11.2012 und 16.12.2012 einschließlich der umfänglichen Anlagen hierzu und des Akten-

inhalts bieten bei der gebotenen summarischen Prüfung keine hinreichenden Anhaltspunkte 

dafür, dass einer der Zulassungsgründe des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG mit Erfolg dargelegt 

werden kann. 

 

Das Vorbringen des Klägers und der Akteninhalt ergeben insbesondere keine Hinweise auf ein 

verfahrensfehlerhaftes Vorgehen des LSG, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könnte (Zulassungsgrund des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG). So wendet sich der Kläger vor allem 

dagegen, dass "Richter S.         " am 9.10.2012 entschieden habe, obwohl ihm ein Beschluss 

über ein Ablehnungsgesuch durch das LSG erst am 8.10.2012 zugestellt worden sei und er 

noch am selben Abend ein weiteres Ablehnungsgesuch verfasst und am folgenden Morgen 

eingereicht habe. Jedoch ergeben sich weder aus dem Vorbringen des Klägers noch aus dem 

Akteninhalt Anhaltspunkte dafür, dass ein beizuordnender Rechtsanwalt in einer von ihm zu 

fertigenden Beschwerdebegründung mit Erfolg einen Verfahrensfehler darlegen könnte, weil zB 
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das LSG über das wiederholte Ablehnungsgesuch nicht - wie geschehen - im angegriffenen 

Urteil selbst hätte entscheiden dürfen. 

 

Soweit der Kläger vorträgt, er habe keinesfalls "die Wiederaufnahme des Verfahrens ange-

strebt", sondern "das Hervorholen der drei Verfahren S 8 KR 16/08 u. S 8 KR 113/08 sow. 

S 8 KR 18/09 hervorgerufen", wendet er sich allein gegen die inhaltliche Richtigkeit des 

"unnötigen, falschen Gerichtsbescheides". Hierauf kann jedoch die Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision nicht gestützt werden, da die vermeintliche Unrichtigkeit der ange-

griffenen Entscheidung in der Sache kein Zulassungsgrund im Sinne des § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 

SGG ist. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist daher abzulehnen. Damit entfällt zugleich die Möglich-

keit der Beiordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 

Abs 1 ZPO). 

 

2. Die vom Kläger selbst eingelegte Beschwerde entspricht nicht den zwingenden gesetzlichen 

Vorschriften. Der Kläger muss sich vor dem BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelas-

senen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam 

nicht vornehmen, folglich auch nicht selbst Beschwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift 

muss von einem nach § 73 Abs 4 SGG zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet 

sein. Hierauf hat das LSG den Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils 

hingewiesen. Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung für das Beschwerdeverfahren beruht auf der entsprechenden Anwen-

dung des § 193 Abs 1 SGG. 
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